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§ 1 

Allgemeines, Negativerklärung 

 

1.1 Nennbetrag und Stückelung. Die Anleihe der German Real Estate Capital S.A., 1 rue Schiller, 

L-2519 Luxemburg35, Großherzogtum Luxemburg, (die „Emittentin") im Gesamtnennbetrag 

von bis zu EUR 30.000.000,00 (in Worten: Euro dreißig Millionen) ist eingeteilt in bis zu 

3.000.000 unter sich gleichberechtigte, auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen zu je 

EUR 10,00 (die „Schuldverschreibungen"). 

 

1.2 Form und Verwahrung. Die Schuldverschreibungen werden für ihre gesamte Laufzeit durch 

eine oder mehrere Globalurkunden (die „Globalurkunde") ohne Zinsscheine verbrieft. Die Glo-

balurkunde wird von der Clearstream Banking AG, Eschborn, („Clearstream") verwahrt, bis 

sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. Die Glo-

balurkunde lautet auf den Inhaber und verbrieft die Schuldverschreibungen, die für die Finan-

zinstitute verwahrt werden, die Kontoinhaber bei Clearstream sind. Die Globalurkunde trägt die 

eigenhändigen Unterschriften von für die Emittentin handlungsberechtigten Personen in vertre-

tungsberechtigter Anzahl. Ein Anspruch auf Ausdruck und Auslieferung effektiver Schuldver-

schreibungen oder Zinsscheine ist während der gesamten Laufzeit der Anleihe ausgeschlos-

sen.  

 

1.3 Clearing. Die Schuldverschreibungen sind übertragbar. Den Inhabern von Schuldverschreibun-

gen stehen Miteigentumsanteile oder Rechte an der Globalurkunde zu, die nach Maßgabe des 

anwendbaren Rechts und der Regeln und Bestimmungen des jeweils betroffenen Clearingsys-

tems übertragen werden. 

 

1.4 Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin behält sich vor, von Zeit zu Zeit 

ohne Zustimmung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit gleicher Ausstat-

tung in der Weise zu begeben, dass sie mit diesen Schuldverschreibungen zusammengefasst 

werden, eine einheitliche Anleihe mit ihnen bilden und ihren Gesamtnennbetrag erhöhen. Der 

Begriff „Schuldverschreibungen" umfasst im Falle einer solchen Erhöhung auch solche zusätz-

lich begebenen Schuldverschreibungen. Die Begebung von weiteren Anleihen, die mit dieser 

Schuldverschreibung keine Einheit bilden, oder ähnlichen Finanzinstrumenten bleibt der Emit-

tentin ebenfalls unbenommen. 

 

1.5 Negativerklärung. Die Emittentin verpflichtet sich, solange bis Zinsen und Kapital sowie etwa-

ige aus den Schuldverschreibungen zu zahlenden Barbeträge an die Zahlstelle gezahlt worden 

sind, keine Sicherheiten an ihren Vermögensgegenständen zur Besicherung gegenwärtiger o-

der zukünftiger Kapitalmarktverbindlichkeiten, einschließlich hierfür abgegebener Garantien o-

der Gewährleistungen zu bestellen, es sei denn, dass die Schuldverschreibungen gleichzeitig 

und im gleichen Rang anteilig an dieser Sicherheit teilnehmen oder den Anleihegläubiger eine 

andere Sicherheit, die von einer unabhängigen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als gleichwer-

tige Sicherheit anerkannt wird, gewährt wird. Jede nach Satz 1 zu leistende Sicherheit kann 

                                                
35 Mit Wirkung ab dem 1. Juni 2018 wurden der Satzungssitz sowie die Geschäftsadresse verlegt nach 127, rue 
de Mühlenbach, L-2168 Luxemburg, Großherzogtum Luxemburg. 
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auch zugunsten einer Person bestellt werden, die insoweit als Treuhänder der Anleihegläubiger 

handelt. 

 

1.6 Kapitalmarktverbindlichkeit. Kapitalmarktverbindlichkeit im Sinne dieser Anleihebedingungen 

ist jede gegenwärtige oder zukünftige Verpflichtung zur Rückzahlung durch die Emittentin auf-

genommener Geldbeträge, die durch Schuldverschreibungen, sonstige Wertpapiere oder 

Schuldscheindarlehen (jeweils mit einer Anfangslaufzeit von mehr als einem Jahr), die (außer 

die Schuldscheindarlehen) an einer staatlichen Börse notiert oder gehandelt werden oder ge-

handelt werden können, verbrieft ist.  

 

 

§ 2 

Verzinsung 

 

2.1 Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden ab 20. April 2018 (ein-

schließlich) (der „Ausgabetag") mit jährlich 3,00 % (der „Zinssatz") auf ihren Nennbetrag ver-

zinst („feste Verzinsung“). Die Zinsen sind jährlich nachträglich am 20. April eines jeden Jahres 

(jeweils ein „Zinszahlungstag") zahlbar. Die erste Zinszahlung ist am 20. April 2019 fällig. Der 

Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, der dem Tag vorausgeht, an 

dem die Schuldverschreibungen zur Rückzahlung fällig werden. Die Emittentin behält sich vor, 

den Zinssatz jederzeit mit einer Frist von mindestens drei und höchstens sechs Monaten durch 

Bekanntmachung gemäß § 9 der Anleihebedingungen (die „Zinsänderung“) mit Wirkung ab 

dem Zinsänderungstag (der „Zinsänderungstag“) zu ändern. In diesem Fall haben die Anlei-

hegläubiger ein ordentliches Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 3.3 der Anleihebedingun-

gen.  

 

2.2 Verzug. Sofern die Emittentin die Schuldverschreibungen nicht bei Fälligkeit zurückzahlt, wer-

den die Schuldverschreibungen über den Fälligkeitstag hinaus mit dem Zinssatz verzinst. 

 

2.3 Zinstagequotient. Zinsen, die auf einen Zeitraum von weniger als einem Jahr zu berechnen 

sind, werden auf Basis der tatsächlich verstrichenen Tage, geteilt durch 365, berechnet (bzw. 

falls ein Teil dieses Zeitraums in ein Schaltjahr fällt, auf der Grundlage der Summe von (i) der 

tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die in dieses Schaltjahr fallen, dividiert durch 

366, und (ii) der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zeitraums, die nicht in das Schaltjahr 

fallen, dividiert durch 365). 

 

2.4 Variable Verzinsung. Neben der festen Verzinsung wird eine variable, erfolgsabhängige Ver-

zinsung gezahlt. Grundlage der Berechnung der variablen Verzinsung ist der Jahresüberschuss 

im Einzelabschluss der Emittentin für jedes während der Laufzeit einer Schuldverschreibung 

abgeschlossene Geschäftsjahr vor Abzug ertragsabhängiger Steuern (der „Jahresüber-

schuss“). Der Anspruch des Anleihegläubigers auf variable Verzinsung entspricht dem Anteil 

der von ihm zum Abschlussstichtag gehaltenen Schuldverschreibungen an den am Abschluss-

stichtag insgesamt ausstehenden Schuldverschreibungen am Jahresüberschuss bis maximal 

eine Verzinsung von 10 % in Summe aus fester und variabler Verzinsung für das entsprechende 
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Geschäftsjahr erreicht wurde. Die bis zum Rückzahlungstag aufgelaufene variable Verzinsung 

ist insgesamt am Rückzahlungstag fällig. Die Emittentin hat nach Ihrer Wahl die Möglichkeit die 

variable Verzinsung für einzelne Geschäftsjahre an die Anleger auszuschütten. Sollte die Emit-

tentin von diesem Recht für ein Geschäftsjahr Gebrauch machen, so teilt sie dies den Anlei-

hegläubigern durch Bekanntmachung gemäß § 9 der Anleihebedingungen bis zum 31. März 

eines Geschäftsjahres mit. In diesem Fall wird die variable Verzinsung für das jeweilige Ge-

schäftsjahr zum 1. Mai fällig. 

 

 

§ 3 

Laufzeit; ordentliches Kündigungsrecht der Anleihegläubiger; Rückerwerb 

 

3.1 Laufzeit. Die Laufzeit der Schuldverschreibung ist grundsätzlich unbegrenzt. Die Anleihegläu-

biger haben ein ordentliches Kündigungsrecht nach § 3 Abs. 2 der Anleihebedingungen. Die 

Emittentin hat ein ordentliches Kündigungsrecht nach § 7 der Anleihebedingungen. Die Min-

destlaufzeit beträgt im Falle der ordentlichen Kündigung durch die Anleihegläubiger 60 volle 

Monate und im Falle der ordentlichen Kündigung durch die Emittentin 12 volle Monate, begin-

nend ab dem 20. April 2018, d.h. dass eine ordentliche Kündigung sowohl seitens der Anleihe-

gläubiger erstmals zum Ablauf des 20. April 2023 und seitens der Emittentin erstmals zum Ab-

lauf des 20. April 2019 wirksam werden kann.  

 

3.2 Ordentliches Kündigungsrecht der Anleihegläubiger. Den Anleihegläubigern steht ein or-

dentliches Kündigungsrecht zu. Es kann erstmals nach Ablauf von 60 Monaten nach dem Aus-

gabetag ausgeübt werden. Die Kündigungsfrist beträgt 18 Monate zum Ablauf des 31. Dezem-

ber eines jeden Jahres. Die Rückzahlung erfolgt im Falle einer ordentlichen Kündigung durch 

den Anleihegläubiger zum Nennbetrag zuzüglich bis zum Tag der Rückzahlung (ausschließlich) 

auf den Nennbetrag aufgelaufener Zinsen. 

 

3.3 Ordentliches Kündigungsrecht der Anleihegläubiger im Falle einer Zinsänderung. Im 

Falle einer Zinsänderung nach § 2.2 der Anleihebedingungen haben die Anleihegläubiger ein 

ordentliches Kündigungsrecht („Kündigung wegen Zinsänderung“). Die Kündigung wegen 

Zinsänderung ist durch schriftliche Erklärung gegenüber der Emittentin auszuüben, die dieser 

innerhalb von einem Monat nach Bekanntmachung der Zinsänderung gemäß § 9 der Anleihebe-

dingungen zugehen muss. Im Falle der Kündigung wegen Zinsänderung werden die Schuldver-

schreibungen für die der Anleihegläubiger die Kündigung erklärt hat zwei Monate nach Ablauf 

der einmonatigen Kündigungsfrist zur Rückzahlung zum Nennbetrag zuzüglich bis zu diesem 

Tag (ausschließlich) auf den Nennbetrag aufgelaufener Zinsen fällig. 

 

3.4 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin auf Grund Geringfügigkeit des ausste-

henden Nennbetrags. Die Emittentin ist berechtigt, die noch ausstehenden Schuldverschrei-

bungen insgesamt, nicht jedoch teilweise, jederzeit mit einer Frist von mindestens 30 und 

höchstens 60 Tagen durch Bekanntmachung zu kündigen und vorzeitig zum Nennbetrag zu-

züglich bis zum Tag der Rückzahlung (ausschließlich) auf den Nennbetrag aufgelaufener Zin-

sen zurückzuzahlen, falls der Gesamtnennbetrag der ausstehenden Schuldverschreibungen zu 
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irgendeinem Zeitpunkt unter 20 % des Gesamtnennbetrags der ursprünglich begebenen 

Schuldverschreibungen (einschließlich etwaiger nach § 1.4 ausgegebener Schuldverschreibun-

gen) fällt. Die Kündigungserklärung muss den Tag der vorzeitigen Rückzahlung angeben. 

 

3.5 Emissionstag und Laufzeitbeginn. Emissionstag ist der 20. April 2018. An diesem Tag be-

ginnt die Laufzeit der Schuldverschreibungen. 

 

 

§ 4 

Währung; Zahlungen 

 

4.1 Währung. Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen werden in EUR geleistet. 

 

4.2 Zahlstelle. Die Emittentin hat die Bankhaus Neelmeyer AG, Am Markt 14-16, 28195 Bremen 

zur Zahlstelle (die „Zahlstelle") bestellt36. Die Emittentin stellt sicher, dass für die gesamte Zeit, 

in der Schuldverschreibungen ausstehen, stets eine Zahlstelle unterhalten wird, um die ihr in 

diesen Anleihebedingungen zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Die Emittentin kann jederzeit 

durch Bekanntmachung gemäß § 9 mit einer Frist von mindestens 30 Tagen die Zahlstelle durch 

eine andere Bank oder ein Finanzinstitut, die oder das Aufgaben einer Zahlstelle wahrnimmt, 

ersetzen. Die Zahlstelle handelt ausschließlich als Beauftragte der Emittentin und übernimmt 

keinerlei Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern. Es wird kein Auftragsverhältnis 

zwischen ihr und den Anleihegläubigern begründet. 

 

4.3 Zahlungen von Kapital und Zinsen. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldver-

schreibungen erfolgen am jeweiligen Zahlungstag (wie in § 4.5 definiert) über die Zahlstelle an 

Clearstream oder an deren Order in Euro zur Gutschrift auf die Konten der jeweiligen Kontoin-

haber von Clearstream. Sämtliche Zahlungen der Emittentin an Clearstream oder deren Order 

befreien die Emittentin in Höhe der geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten aus den 

Schuldverschreibungen.  

 

4.4 Bankarbeitstage. Ist ein Fälligkeitstag für Zahlungen von Kapital und / oder Zinsen auf eine 

Schuldverschreibung kein Bankarbeitstag, so wird die betreffende Zahlung erst am nächstfol-

genden Bankarbeitstag geleistet, ohne dass wegen dieser Zahlungsverzögerung weitere Zinsen 

fällig werden. „Bankarbeitstag“ bezeichnet dabei jeden Tag (mit Ausnahme von Samstag und 

Sonntag), an dem die Kreditinstitute in Deutschland (Referenzort ist Frankfurt am Main) für den 

Publikumsverkehr geöffnet sind und der auch ein TARGET2-Tag ist. Samstage und Sonntage 

sind keine Bankarbeitstage. TARGET2-Tag ist ein Tag, an dem Zahlungen in Euro über 

TARGET2 (Abkürzung für Transeuropean Automated Realtime Gross Settlement Express 

Transfers System) abgewickelt werden. 

 

                                                
36 Mittlerweile wurde als Zahlstelle die Quirin Privatbank AG, Schillerstraße 20, 60313 Frankfurt am Main bestellt. 
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4.5 Zahlungstag / Fälligkeitstag. Im Sinne dieser Anleihebedingungen ist ein „Zahlungstag" der 

Tag, an dem, gegebenenfalls aufgrund einer Verschiebung gemäß § 4.4, eine Zahlung tatsäch-

lich zu leisten ist, und ein „Fälligkeitstag" ist der in diesen Anleihebedingungen vorgesehene 

Zahlungstermin ohne Berücksichtigung einer solchen Verschiebung.  

 

4.6 Hinterlegung. Die Emittentin kann die von den Anleihegläubigern innerhalb von zwölf Monaten 

nach Endfälligkeit nicht erhobenen Beträge an Kapital und Zinsen sowie alle anderen gegebe-

nenfalls auf die Schuldverschreibungen zu zahlenden Beträge beim für den Sitz der Emittentin 

zuständigen Amtsgericht hinterlegen. Soweit die Emittentin auf das Recht zur Rücknahme der 

hinterlegten Beträge verzichtet, erlöschen die betreffenden Ansprüche der Anleihegläubiger ge-

gen die Emittentin. Nach Verjährung des Anspruchs der entsprechenden Anleihegläubigerin 

erhält die Emittentin die hinterlegten Beträge zurück. 

 

 

§ 5 

Steuern 

 

Alle Zahlungen in Bezug auf die Schuldverschreibungen erfolgen ohne Einbehalt oder Abzug für oder 

wegen gegenwärtiger oder zukünftiger Steuern, Abgaben oder behördlicher Gebühren gleich welcher 

Art, es sei denn, die Emittentin ist kraft Gesetzes verpflichtet, solche gegenwärtigen oder zukünftigen 

Steuern, Abgaben oder behördlichen Gebühren gleich welcher Art von den Zahlungen in Bezug auf die 

Schuldverschreibungen abzuziehen oder einzubehalten. In diesem Fall leistet die Emittentin die ent-

sprechenden Zahlungen nach einem solchen Einbehalt oder Abzug und zahlt die einbehaltenen oder 

abgezogenen Beträge an die zuständigen Behörden. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines 

solchen Einbehalts oder Abzugs an die Gläubiger irgendwelche zusätzlichen Beträge zu zahlen. 

 

 

§ 6 

Vorzeitige Fälligstellung durch die Anleihegläubiger 

 

6.1 Bedingungen einer vorzeitigen Fälligstellung. Die Anleihegläubiger haben ein ordentliches 

Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 3 der Anleihebedingungen. Das Recht zur außeror-

dentlichen Kündigung des jeweiligen Anleihegläubigers aus wichtigem Grund bleibt unberührt 

und kann ganz oder teilweise ausgeübt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere bei den 

nachstehend genannten Fällen vor, in denen jeder Anleihegläubiger berechtigt ist, eine oder 

mehrere seiner Schuldverschreibungen zu kündigen und fällig zu stellen und deren sofortige 

Rückzahlung zum Nennbetrag zuzüglich der auf den Nennbetrag bis zum Rückzahlungszeit-

punkt (nicht einschließlich) aufgelaufenen Zinsen zu verlangen, wenn 

 

a) die Emittentin einen Betrag, der nach diesen Anleihebedingungen fällig ist, nicht inner-

halb von 20 Tagen nach dem betreffenden Zahlungstag zahlt, oder 
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b) die Emittentin allgemein ihre Zahlungen einstellt, ihre Zahlungsunfähigkeit bekannt gibt 

oder in Liquidation tritt, außer im Zusammenhang mit einer Verschmelzung, Konsolidie-

rung oder einer anderen Form des Zusammenschlusses mit einer anderen Gesellschaft 

oder im Zusammenhang mit einer Umwandlung, und diese andere oder neue Gesell-

schaft alle aus den Schuldverschreibungen folgenden oder im Zusammenhang mit den 

Schuldverschreibungen bestehenden Verpflichtungen der Emittentin übernimmt, oder 

 

c) gegen die Emittentin Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen Nichtbegleichung von 

Zahlungsverpflichtungen eingeleitet werden und ein solches Verfahren nicht innerhalb 

von 60 Tagen aufgehoben oder ausgesetzt worden ist oder 

 

d) ein Gericht in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem anderen Land ein Insol-

venzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren über das Vermögen der Emittentin 

eröffnet und ein solches Verfahren nicht innerhalb von 60 Tagen aufgehoben oder aus-

gesetzt worden ist, oder 

 

e) die Emittentin ein solches Verfahren über ihr Vermögen beantragt oder die Emittentin 

sonstige wesentliche Vertragsverpflichtungen nach diesen Anleihebedingungen verletzt 

und diese Verletzung auch nach 60 Tagen noch besteht.  

 

Das Recht, Schuldverschreibungen außerordentlich zu kündigen, erlischt, falls der jeweilige Kündi-

gungsgrund vor Ausübung des Kündigungsrechts entfallen ist.  

 

Ab dem Zeitpunkt, zu dem eine Gläubigerversammlung nach dem Schuldverschreibungsgesetz von der 

Emittentin einberufen wurde oder eine solche Einberufung von der Emittentin z.B. durch eine (Quasi-

)Ad-hoc-Mitteilung öffentlich angekündigt wurde, ist die Ausübung von außerordentlichen Kündigungs-

rechten wegen Verschlechterung der Vermögensverhältnisse der Emittentin, der Sonderkündigungs-

rechte nach 6.1 lit. a) oder in 6.2 sowie andere außerordentlicher Kündigungsrechte der Anleihegläubi-

ger jeweils bis zum Ablauf von 120 Tagen nach diesem Zeitpunkt ausgeschlossen, sofern Gegenstand 

der Gläubigerversammlung Maßnahmen sind, die dazu führen sollen, dass nach einer Beschlussfas-

sung in der entsprechenden Gläubigerversammlung (oder in einer zweiten Gläubigerversammlung, falls 

die erste Gläubigerversammlung insoweit nicht beschlussfähig ist) der entsprechende Kündigungsgrund 

nicht mehr vorliegt. Das ist insbesondere in Bezug auf eine Kündigung wegen Verschlechterung der 

Vermögensverhältnisse gegeben, wenn die Gläubigerversammlung einen anderen Kündigungsgrund 

beseitigen soll, der auf der entsprechenden Verschlechterung der Vermögensverhältnisse beruht, z.B. 

wenn die Gläubigerversammlung einer Stundung von Zahlungsverpflichtungen zustimmen soll. Im Zwei-

fel ist dieser Absatz so auszulegen, dass ein zustimmender Beschluss der Gläubigerversammlung in-

haltlich nicht dadurch konterkariert werden kann, dass einzelne Anleihegläubiger sich diesem Beschluss 

entziehen, indem sie von einer außerordentlichen Kündigung vor dem Wirksamwerden des Beschlusses 

Gebrauch machen.  

 



- 76 - 

Es wird darauf hingewiesen, dass dies Kündigungsrechte der Anleihegläubiger gerade dann 

deutlich beschneidet, wenn sie von diesen Kündigungsrechten wegen einer schlechten wirt-

schaftlichen Situation der Emittentin möglicherweise individuell gerade Gebrauch machen 

möchten.  

 

6.2 Benachrichtigung. Eine Erklärung gemäß § 6.1 hat in der Weise zu erfolgen, dass der Anlei-

hegläubiger der Emittentin die Erklärung in schriftlicher Form übergibt oder durch eingeschrie-

benen Brief übersendet und dabei durch eine Bescheinigung seiner Depotbank den Nachweis 

erbringt, dass er im Zeitpunkt der Erklärung Gläubiger der betreffenden Schuldverschreibungen 

ist und die Umstände darlegt, aus denen sich die vorzeitige Fälligstellung gemäß § 6.1 ergibt. 

 

6.3 Erlöschen des Kündigungsrechts. Das Kündigungsrecht der Anleihegläubiger erlischt, falls 

der Kündigungsgrund vor Ausübung des Kündigungsrechts geheilt wurde. 

 

 

§ 7 

Kündigungsrechte der Emittentin 

 

7.1 Kündigungsrecht. Der Emittentin steht ein ordentliches Kündigungsrecht zu. Es kann nur für 

alle Schuldverschreibungen insgesamt oder Teile der Schuldverschreibungen ausgeübt wer-

den. Es kann erstmals nach Ablauf von 12 Monaten nach dem Ausgabetag ausgeübt werden. 

Die Kündigungsfrist beträgt 6 Monate zum 31. Dezember eines Jahres. Für den Fall, dass die 

Emittentin von dem vorgenannten Kündigungsrecht (nach Maßgabe der vorstehend genannten 

Kündigungsfristen) zum 31. Dezember eines Jahres Gebrauch macht, ist die Emittentin nach 

ihrer Wahl jeweils auch berechtigt, die gekündigten Schuldverschreibungen zum jeweiligen 

Rückzahlungsbetrag zurück zu erwerben. Die entsprechende Kündigungserklärung ist jeweils 

auflösend bedingt auf Ausübung des entsprechenden Wahlrechts durch die Emittentin. 

 

7.2 Bekanntmachung. Die Kündigung der Schuldverschreibung durch die Emittentin ist den Anlei-

hegläubigern nach den Bedingungen des § 9 bekanntzumachen.  

 

 

§ 8 

Rang; Möglichkeit der nachträglichen Besicherung 

 

8.1 Besicherung der Anleihe. Die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen stellen unmit-

telbare, unbedingte, unbesicherte und nicht nachrangige Verpflichtungen der Emittentin dar und 

stehen im gleichen Rang mit allen anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen derzeiti-

gen und zukünftigen Verbindlichkeiten der Emittentin.  

 

8.2 Möglichkeit der nachträglichen Besicherung einschließlich Abschluss eines Treuhand-

vertrages und Bestellung eines Sicherheitentreuhänders. Die Emittentin ist jederzeit wäh-

rend der Laufzeit der Schuldverschreibungen berechtigt, in Abweichung von Absatz 1 zuguns-

ten der Anleihegläubiger Sicherheiten an ihren Vermögenswerten zu bestellen, hierfür einen 
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Sicherheitentreuhänder zu bestellen und in diesem Zusammenhang einen Treuhandvertrag mit 

dem Sicherheitentreuhänder zu marktüblichen Konditionen abzuschließen, aus dem den Anlei-

hegläubigern die Rechte gegen den Sicherheitentreuhänder aus eigenem Recht zustehen (§ 

328 BGB, Vertrag zugunsten Dritter). Jeder Anleihegläubiger stimmt dem Abschluss eines sol-

chen etwaigen Treuhandvertrages bereits mit Zeichnung der Schuldverschreibungen zu und 

erkennt diesen als für sich verbindlich an. Im Falle des Abschlusses eines Treuhandvertrages 

richten sich die Einzelheiten der Aufgaben des Sicherheitentreuhänders und die Einzelheiten 

der Rechtsbeziehungen zwischen der Emittentin und dem Sicherheitentreuhänder alleine nach 

dem zwischen der Emittentin und dem Sicherheitentreuhänder abgeschlossenen Treuhandver-

trag. Die Emittentin und der Treuhänder sind in diesem Fall berechtigt, den Sicherheitentreu-

handvertrag einvernehmlich zu ändern, sofern keine wesentlichen Rechte der Anleihegläubiger 

nach diesen Anleihebedingungen betroffen sind. Sollte das Treuhandverhältnis mit dem Sicher-

heitentreuhänder vorzeitig beendet werden, ist die Emittentin verpflichtet, unverzüglich einen 

neuen Sicherheitentreuhänder zu bestellen. 

 

 

§ 9 

Bekanntmachungen 

 

9.1 Bekanntmachung. Alle die Schuldverschreibungen betreffenden Bekanntmachungen werden 

im Bundesanzeiger, auf der Webseite der Emittentin und / oder gemäß den Bestimmungen ge-

setzlicher Regularien veröffentlicht. Eine Mitteilung gilt mit dem Tag ihrer Veröffentlichung (oder 

bei mehreren Mitteilungen mit dem Tage der ersten Veröffentlichung) als erfolgt. 

 

9.2 Alternative Bekanntmachung über das Clearingsystem. Sofern die Regularien der Börse, 

an der die Schuldverschreibungen notiert sind, es zulassen, ist die Emittentin berechtigt, Be-

kanntmachungen auch durch eine Mitteilung an das Clearingsystem zur Weiterleitung an die 

Anleihegläubiger oder durch eine schriftliche Mitteilung direkt an die Anleihegläubiger zu bewir-

ken. Bekanntmachungen über das Clearingsystem gelten sieben Tage nach der Mitteilung an 

das Clearingsystem als bewirkt; direkte Mitteilungen an die Anleihegläubiger gelten mit ihrem 

Zugang als bewirkt. 

 

 

§ 10 

Börsennotierung 

 

Es ist beabsichtigt, die Einbeziehung der Anleihe in den Freiverkehr an der Börse München zu beantra-

gen.37 Eine Verpflichtung, diese Notierung herbeizuführen oder aufrecht zu erhalten, besteht nicht.  

 

 

                                                
37 Die Schuldverschreibungen sind seit dem 20. April 2018 in den Handel im Freiverkehr an der Börse München 
einbezogen. 
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§ 11 

Vorlegungsfrist; Urkundenvorlage 

 

Die Vorlegungsfrist für die Schuldverschreibungen beträgt für Kapital und Zinsen ein Jahr. Erfolgt die 

Vorlegung, so verjährt der Anspruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungsfrist an. Erfolgt die 

Vorlegung nicht, so erlischt der Anspruch mit dem Ablauf der Vorlegungsfrist. Anstelle der Pflicht zur 

Aushändigung der Schuldverschreibung nach § 797 BGB tritt die Vorlage eines Depotauszugs, der das 

mit Miteigentum an der oder den Globalurkunde(n), in der/den die Schuldverschreibungen verbrieft sind, 

nachzuweisen geeignet ist, sowie ein Auftrag an die depotführende Bank, die diesen Depotauszug aus-

gestellt hat, in dem Umfang, in dem Verpflichtungen auf Teilschuldverschreibungen vollständig erfüllt 

wurden, die entsprechenden Teilschuldverschreibungen frei von Zahlung in ein vom Emittenten zu be-

stimmendes Depot zu übertragen. 

 

 

§ 12 

Änderungen der Anleihebedingungen 

 

12.1 Änderung der Anleihebedingungen. §§ 5 bis 22 des Gesetzes über Schuldverschreibungen 

aus Gesamtemissionen (Schuldverschreibungsgesetz) findet auf die Schuldverschreibung und 

diese Anleihebedingungen Anwendung. Infolgedessen können die Anleihegläubiger Änderun-

gen der Anleihebedingungen - einschließlich der einzelnen oder aller Maßnahmen nach § 5 

Abs. 5 des Schuldverschreibungsgesetzes - durch Mehrheitsbeschluss zustimmen und einen 

gemeinsamen Vertreter für die Wahrnehmung ihrer Rechte bestellen. 

 

12.2 Abstimmung ohne Versammlungen. Alle Abstimmungen gemäß dem Schuldverschreibungs-

gesetz werden ausschließlich im Wege der Abstimmung ohne Versammlung durchgeführt, so-

fern die Emittentin nicht im Einzelfall etwas anderes entscheidet. Eine Gläubigerversammlung 

findet des Weiteren statt, wenn der Abstimmungsleiter diese gemäß § 18 Abs. 4 Satz 2 des 

Schuldverschreibungsgesetzes einberuft. 

 

12.3 Stimmrechtsausübung. Zur Ausübung der Stimmrechte bei einer Gläubigerversammlung und 

Ausübung der Stimmrechte in der Gläubigerversammlung sind nur diejenigen Gläubiger be-

rechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist bei der in der Einberufung bezeichneten Stelle 

in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. Bei einer 

Abstimmung ohne Versammlung ist keine Anmeldung notwendig. In der Einberufung der Gläu-

bigerversammlung ebenso wie in der Aufforderung zur Stimmabgabe für eine Abstimmung ohne 

Versammlung können weitere Voraussetzungen für die Ausübung der Stimmrechte bzw. Teil-

nahme an der Gläubigerversammlung, insbesondere das Erbringen eines geeigneten Identi-

tätsnachweises und die Festlegung eines Stichtags für diesen Nachweis, der auch bis zu 14 

Tage vor dem Tag der Versammlung liegen darf (record date in Anlehnung an § 121 AktG), 

durch die Emittentin geregelt werden. 
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§ 13 

Verschiedenes 

 

13.1 Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie sämtliche sich aus 

den Schuldverschreibungen und diesen Anleihebedingungen ergebenden Rechte und Pflichten 

der Gläubiger und der Emittentin bestimmen sich in jeder Hinsicht nach deutschem Recht. Die 

Anwendung luxemburgischen Rechtes ist u.a. i.S. des Artikels 95 des Gesetzes von 1915 aus-

geschlossen. 

 

13.2 Erfüllungsort. Erfüllungsort für die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen ist der Sitz 

der Gesellschaft, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas anderes bestimmen.  

 

13.3 Gerichtsstand. Nicht-ausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus den in 

diesen Anleihebedingungen geregelten Angelegenheiten ist der Sitz der Gesellschaft, soweit 

nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas anderes bestimmen.  

 

13.4 Teilunwirksamkeit. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen insgesamt o-

der teilweise unwirksam sein oder unwirksam werden oder eine an sich notwendige Regelung 

nicht enthalten, so wird hierdurch der übrige Inhalt dieser Anleihebedingungen nicht berührt. 

Anstelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausführung der Regelungslücke soll, soweit 

rechtlich möglich, eine dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung 

bzw. dem Sinn dieser Bedingungen entsprechende Regelung erfolgen. 

 

13.5 Erfüllungsgehilfen. Die Zahlstelle handelt in ihrer Eigenschaft ausschließlich als Erfüllungsge-

hilfe der Emittentin und steht in dieser Eigenschaft nicht einem Auftrags-, Beratungs- oder Treu-

handverhältnis zu den Anleihegläubigern, die Vereinbarungen zwischen der Zahlstelle einer-

seits und der Emittentin andererseits entfalten keine Schutzwirkung zu Gunsten der Anleihe-

gläubiger. Die Zahlstelle ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.  

 

13.6 Keine Teilnahme an Verbraucherstreitbeilegungsplattform: Die Europäische Kommission 

stellt unter http://ec.europa.eu/consumers/odr eine Plattform zur außergerichtlichen Online-

Streitbeilegung (sog. OS-Plattform) bereit. Die Emittentin nimmt derzeit nicht an Streitbeile-

gungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teil. Eine Verpflichtung der Emittentin 

zu einer solchen Teilnahme besteht nicht. 

 

 

Luxemburg, im März 2018 

 

  


